Möglichkeiten zur Beseitigung von Rückführungshindernissen im Rahmen der Klärung der Identität der Zurückzuführenden und der Passersatzbeschaffung

Die Aufgaben im Bereich der Rückführung, die den kommunalen Ausländerbehörden besondere Schwierigkeiten bereiten, können durch spezialisierte zentrale Behörden effektiver erledigt werden. In NRW wurden den Zentralen Ausländerbehörden (ZAB) durch die Verordnung über Zuständigkeiten im Ausländerwesen (ZustAVO) vom 15.02.2005 Aufgaben im Rahmen der Passersatzbeschaffung und Abschiebung als originäre Aufgaben übertragen.

Damit unterstützt das Land die kommunalen Ausländerbehörden bei der Rückführungspraxis, die darauf gerichtet ist, eine vollziehbare Ausreisepflicht konsequent und zügig, aber nicht um jeden Preis, sondern unter Wahrung humanitärer Aspekte durchzusetzen.

Ca. 85 bis 90 % der Asylsuchenden bzw. illegal eingereisten Personen geben an, dass sie nicht im Besitz von Personaldokumenten sind, die ihre Identität belegen können. Damit aber die Ausreiseverpflichtung von Ausländern durchgesetzt werden kann, benötigen die Ausländerbehörden Reisedokumente, die den Grenzübertritt ermöglichen.

Hier muss schon unmittelbar nach der ersten Kontaktaufnahme mit einer Behörde (Ausländerbehörde oder Bundesamt für Migration und Flüchtlinge)  eine Befragung zur Person bzw. zur Herkunft durchgeführt werden. Auch ist bereits zu diesem Zeitpunkt bei Personen, die nicht über Personaldokumente verfügen, die Aufnahme eines Passersatzantrages angezeigt.

Die Änderung im Asylverfahrensgesetz zum 01.01.2005 im Hinblick auf den Fortfall des § 43 b  hat hier eine empfindliche Lücke geschaffen, nachdem insbesondere die Aufnahme der Passersatzanträge durch das BAMF entfallen ist.

In den vergangenen Jahren hat sich immer wieder bestätigt, dass die Beschaffung von Passersatzpapieren zu einem zentralen Problem bei der Durchsetzung von Ausreiseverpflichtungen geworden ist.  Der überwiegende Teil der ausreise-pflichtigen Personen hält sich nur deshalb noch im Bundesgebiet auf, weil sich die Passersatzbeschaffung als sehr schwierig, wenn nicht sogar als unmöglich heraus stellt.

Aus diesem Grund sind in der Folge sehr langwierige und mühsame Ermittlungs- und Identifizierungsmaßnahmen der Ausländerbehörden über die konsularischen Vertretungen der – vermuteten bzw. behaupteten - Herkunftsstaaten anzustellen.

So stellt es zum Beispiel für die beteiligten deutschen Behörden ein erhebliches Problem dar, dass keine einheitlichen Anforderungen und Vorgaben für die Beantragung von Passersatzpapieren bestehen. Vielmehr verfügt jeder Staat über eigene Anforderungen und Vordrucke zur Passersatzausstellung. Es gibt Staaten, bei denen es ausreicht, wenn glaubhaft gemacht wird, dass der betroffene Ausländer aus diesem Staat stammt; es gibt aber ebenso Staaten, die darauf bestehen, dass die ausreisepflichtigen Personen zuerst persönlich der Auslandsvertretung vorgeführt werden, dabei die Identität in einem Interview geklärt wird und dann eine Überprüfung im Heimatland erfolgt, bevor nach einem positiven Prüfergebnis geeignete Personaldokumente für die Rückführung ausgestellt werden. Selbstverständlich sind diese Verfahrensregelungen ständigen Veränderungen unterworfen. 

Um dieser Situation gerecht werden zu können, wurde damit begonnen, die Anforderungen der einzelnen Botschaften und Konsulate systematisch zu erfassen und zu dokumentieren. Eine Analyse des Innenministeriums NRW, weshalb viele Ausreiseverpflichtungen nicht oder nur sehr verzögert durchgesetzt werden können, hat ergeben, dass häufig die Beschaffung von Passersatzpapieren unverhältnismäßig lange andauert.

Die Ursachen hierfür wurden unter anderem mit dem Umstand begründet, dass die Anträge oft auf falschen Formularen bzw. unvollständig eingereicht wurden und deshalb nicht von den Auslandsvertretungen bearbeitet werden. Festzustellen ist aber auch, dass die betroffenen Personen ihren Mitwirkungspflichten nicht oder nur unzureichend nachkommen, indem sie ihre tatsächliche Identität und Herkunft verschleiern bzw. bewusst falsche Angaben machen und dadurch ein geordnetes Passersatzbeschaffungsverfahren erheblich erschweren oder unmöglich machen.
Im Jahr 2005 erhielt die ZAB Düsseldorf von den kommunalen Ausländerbehörden 2068  Anträge zur Passersatzbeschaffung (ohne Serbien und Montenegro einschl. Kosovo). Davon wurden 158  Anträge an andere ZAB bzw. BPolD zuständigkeitshalber weitergeleitet.   

Im gleichen Zeitraum wurden 659 Passersatzpapiere von den konsularischen Vertretungen ausgestellt, damit waren nur ca. 31,9 %  der Verfahren positiv erledigt

Abgelehnt wurden 367 (18 %) der Passersatzanträge.

Von den im Jahr 2005 eingegangenen Anträgen werden noch 1042 Passverfahren (50,4 %) bearbeitet. In diesen Fällen steht eine positive oder negative Entscheidung noch aus.

Daneben werden aus den Vorjahren noch eine Vielzahl von Passersatzbeschaffungsverfahren bearbeitet.

Diese Statistik dokumentiert deutlich die geschilderte Problematik in den Passersatzbeschaffungsverfahren, indem ausgewiesen wird, dass nur ca. ein Drittel aller Fälle positiv abgeschlossen werden konnte.

Zusätzlich war festzustellen, dass die Zahl der Personen, die im Rahmen der Passersatzpapierbeschaffung bei den Vertretungen ihrer Heimatländer vorgeführt werden müssen, stark ansteigt. 

Im Jahr 2005 sind von der ZAB Düsseldorf aus 182 (Sammel-)Vorführungen mit 962 Personen durchgeführt worden.

Dieses ist nicht zuletzt auf den Umstand zurückzuführen, dass fast alle Staaten  persönliche Vorführungen verlangen. Jede dieser Vorführungen ist mit einem großen zeitlichen, personellen und logistischen Aufwand verbunden, zumal der überwiegende Teil der Auslandsvertretungen zwischenzeitlich in Berlin angesiedelt ist. 

Oftmals sind die Passersatzanträge erneut bei anderen Auslandsvertretungen zu stellen und die Botschaftsvorführungen zu wiederholen, wenn die zuerst behauptete Nationalität des Betroffenen im Rahmen des Interview sich als nicht zutreffend heraus stellt. Das hat zur Folge, dass einige Personen bei mehreren Auslandsvertretungen vorgeführt werden müssen.

Die Aufgabenwahrnehmung in diesem Bereich erfordert in großem Maße Spezialkenntnisse sowie persönliche Kontakte, die mühsam aufgebaut werden müssen. Insbesondere die ständige Kontaktpflege zu den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Botschaften und Konsulate ist auch vor dem Hintergrund, dass das diplomatisches Personal regelmäßig nach 3 Jahren ausgewechselt wird, eine Herausforderung, die immer wieder Veränderungen unterliegt und Anpassungen erfordert.

Mittlerweile ist feststellbar, dass Bundesländer, die bisher den Bereich der Passersatzbeschaffung noch nicht zentralisiert haben, vergleichbare Zentralstellen aufbauen bzw. neu eingerichtet haben. Es hat sich gezeigt, dass die Zentralisierung in diesem Arbeitsbereich unverzichtbar ist und zu dieser Aufgabenkonzentration keine anderen effektiven Alternativen bestehen. 

Für das Jahr 2006 ist zu erwarten, dass die Zahlen weiter auf diesem hohen Niveau bleiben bzw. noch weiter ansteigen.

Mit der Zentralisierung der Beschaffung von Passersatzpapieren wird die von den Auslandsvertretungen geforderte größere Übersichtlichkeit hinsichtlich der Anzahl der Verhandlungsführer geschaffen und gleichzeitig die Zeitintervalle für die Beschaffung von Passersatzpapieren intensiviert bzw. erheblich verkürzt.

Als absolutes Negativbeispiel in der Passersatzbeschaffung stellt sich die Zusammenarbeit mit den Staaten Iran und Russische Föderation dar, da die Einleitung eines Verfahrens u.a. nur dann möglich ist, sofern die Betroffenen selbst in sein Heimatland zurückkehren möchten bzw. der Passersatzausstellung an die Ausländerbehörde ausdrücklich zustimmt.

Hier kann nur, wie auch bei einer Vielzahl anderer Staaten, der Abschluss von Rückübernahmeabkommen Abhilfe schaffen.

Nach wie vor ist die Rückführung ausreisepflichtiger Ausländer mit erheblichen Schwierigkeiten verbunden.

Die Problematik erstreckt sich im wesentlichen auf

· die Verschleierung der persönlichen und nationalen Identität und die mangelhafte Mitarbeit des zurückzuführenden Ausländers,

· die fehlende Bereitschaft zahlreicher Auslandsvertretungen, ihrer völkerrechtlichen Verpflichtung der Rücknahme ihrer Staatsangehörigen nachzukommen und die sich daraus resultierenden erheblichen Probleme bei der Passersatzbeschaffung,

· die Rückweisung abzuschiebender Ausländer aus Linienmaschinen durch die Piloten wegen „angenommener“ Sicherheitsrisiken trotz Begleitung durch Sicherheitskräfte der Bundespolizei etc.

· Vorlage von ärztlichen Attesten oder Gutachten unmittelbar vor der Abschiebung über angebliche Erkrankungen 

Diese fortschreitende Entwicklung der „böswilligen“ Schaffung faktischer Abschiebehindernisse führte zu einem Rückgang der im Jahr 2005 durchgeführten  Abschiebungen. 

Dennoch wurden im Jahr 2005 von den ZAB in NRW 3119 Personen auf dem Luftwege, davon 2063 Personen allein aus der Abschiebungshaft, abgeschoben. 

401 Personen mussten in NRW aus der Abschiebungshaft entlassen werden, u.a. weil die Abschiebung wegen fehlender Passersatzpapiere aufgrund der Verschleierung der wahren Identität nicht innerhalb von drei Monaten möglich war. 

Insgesamt hat die ZAB Düsseldorf im Jahr 2005 1003 Abschiebungen durchgeführt. Davon 960 auf dem Luft- und 43 auf dem Landweg.

96 Abschiebungen sind gescheitert (12 x Asyl beantragt, 11 x Krankheit, 1 x Verw.-Gerichtsentscheidung, 29 x untergetaucht, 43 x sonstige Gründe).

Die Problematik der Passersatzbeschaffung lässt sich nur, wie bereits schon erwähnt,  durch den Abschluss von Rückübernahmeabkommen reduzieren.

Als positives Beispiel möchte ich hier das Rückübernahmeabkommen mit Serbien und Montenegro hervorheben. 

Von 1691 Ersuchen auf Rückübernahme, die im Jahr 2005 von der ZAB Düsseldorf an die Innenministerien in Belgrad und Podgorica  gerichtet wurden, wurden 1217 Zustimmungen zur Rückübernahme (72 %) erteilt.  Von 2075 zur Abschiebung angemeldete Personen konnten in der Folge 636 Personen (30,7 %) abgeschoben werden.

Darüber hinaus konnte mit den Innenministerien auf der Grundlage des Rückübernahmeabkommens im Rahmen von Expertengesprächen die problemlose Rückübernahme von unbegleiteten Minderjährigen und von Personen, die der unmittelbaren medizinischen Betreuung nach der Abschiebung bedürfen, geklärt werden.

Im Gegensatz hierzu möchte ich als negatives Beispiel die Rückführungen in das Kosovo darstellen.

Für serbisch-montenegrinische Staatsangehörige aus dem Kosovo hat die ZAB Düsseldorf zentral für das Land NRW und für einige Bundesländer die Einleitung und Koordinierung der Rückführungsmaßnahme übernommen. Ferner stellt sie für diesen Personenkreis EU-Reisedokument aus und begleitet die Rückführungsmaßnahme am Flughafen Düsseldorf gemeinsam mit der Bundespolizei und der Bezirksregierung Düsseldorf. 

An der Rückführung über den Flughafen Düsseldorf nehmen auch andere Bundesländer teil (z.B. Berlin, Brandenburg, Bremen, Hamburg, Mecklenburg–Vorpommern, Niedersachsen, Rheinland–Pfalz, Saarland, Schleswig-Holstein, Sachsen, Sachsen-Anhalt und die Bundespolizei).  

Die ausreisepflichtigen Personen sind nach dem Memorandum of Understanding (MoU) vom 17.11.1999, vereinbart zwischen dem Sonderrepräsentant des Generalsekretärs der Vereinten Nationen für das Kosovo und dem Bundesminister des Innern der Bundesrepublik Deutschland, zurückzuführen. In nachträglichen Vereinbarungen, die in abgestimmten Niederschriften dokumentiert sind, sind die Ausreisepflichtigen bei der UN-Mission im Kosovo (UNMIK) zur Überprüfung anzumelden und die Zustimmung zur Abschiebung einzuholen.  Dabei wird zwischen albanischen Volkszugehörigen und Minderheiten (z.B. Ashkali, Ägypter und Roma) unterschieden.

Von NRW aus wurden im Jahr 2005 der UNMIK zur Überprüfung und Zustimmung  zur Abschiebung folgende Ersuchen vorgelegt:

	
	Angemeldet
	beanstandet

	Anmeldung albanischer Volkszugehöriger
	2096
	669 ( 31,9%)

	Anmeldung von ethnischen Minderheiten
	1371
	734  (53,5%)


Anzahl der Personen die im Jahr 2005 zur Abschiebung angemeldet bzw. abgeschoben wurden:

	Bundesland
	Angemeldet
	Abgeschoben
	Storniert

	NRW
	1928
	421  (21,8%)
	1507

	Andere Bundesländer
	1798
	371  (20,6%)
	1427


Für die aus NRW zur Abschiebung angemeldeten Personen wurden 1514 EU-Reisedokumente ausgestellt.

Die Gründe für die geringe Zahl der tatsächlich zurückgeführten Personen sind vielschichtig. Zum einen hängt dies, wie die nachstehenden Ausführungen zeigen, mit dem Verständnis der UNMIK zur Rückübernahme der Flüchtlinge in das Kosovo generell zusammen, zum anderen sind Probleme feststellbar, die sich den Ausländerbehörden vor Ort aufgrund der feststehenden Rückführungstermine stellen. 

Erläuternd sei darauf hingewiesen, dass UNMIK in Folge der März-Unruhen 2004 die Rückführung zunächst ausgesetzt hatte. Nachdem die Rückführung von albanischen Volkszugehörigen im Mai 2004 wieder zugelassen wurde, wurde erst nach den Expertengesprächen mit UNMIK im April 2005 in Berlin, der Wiederaufnahme der Rückführungen von Ashkali und Ägypter wieder erlaubt. Ein weiterer Erfolg dieser Expertengespräche war der Einstieg in den Rückführungsprozess von Angehörigen der Roma-Ethnie. 

Die Rückführung der Minderheiten ist nur möglich, wenn UNMIK nach Durchführung eines individuellen Prüfverfahrens (“Screeningprozess”) der beabsichtigten Maßnahme nicht widerspricht. 

Der Anteil der beanstandeten Fälle für diesen Personenkreis lag zuletzt bei ca. 80 %. Hauptbeanstandungsgründe der UNMIK sind nach wie vor die fehlenden Unterbringungsmöglichkeit (Haus zerstört) oder gesundheitliche Gründe (PTBS, Depressionen u.ä.). 

Im Januar 2005 hat UNMIK in einem mit dem Gesundheitsministerium des Kosovo erstellten Memorandum über die “Verfügbarkeit von angemessener medizinischer Behandlung für posttraumatische Belastungsstörungen (PTBS) im Kosovo” ausgeführt, dass hinsichtlich der geringen Behandlungsmöglichkeiten und des wenigen Fachpersonals, Personen, die an PTBS leiden, vor ihrer Rückkehr in das Kosovo ihre Behandlung im derzeitigen Aufenthaltsland abschließen sollten. Bei diesem von der Rückführung bedrohten Personenkreis sieht UNMIK eine Verschlechterung des mentalen Gesundheitsstatus, da sie nicht die Möglichkeit einer psychotherapeutischen und/oder sozialtherapeutischen Weiterbehandlung haben. 

Basierend auf diese Ausführungen vertritt UNMIK weiterhin den Standpunkt, dass Personen die an PTBS oder vergleichbaren Erkrankungen (wie Depressionen) leiden nicht zwangsweise in das Kosovo zurückgeführt werden können, auch wenn nur eine medikamentöse Behandlung erforderlich ist und sie über die finanziellen Mittel verfügen, um Medikamente zu kaufen oder diese von den deutschen Behörden für einen gewissen Zeitraum zur Verfügung gestellt werden.

Weiter stimmt UNMIK jede Art von Familientrennung im Zusammenhang mit einer Rückführung nicht zu.

Hinzu kommt, dass die Zahl der Stornierungen der von den Ausländerbehörden gemeldeten Personen 2005 ansteigend ist. Grund hierfür sind oftmals kurz vor der Abschiebung auftretende Probleme, die eine Rückführung unmöglich machen. Die Gründe hierfür sind vielschichtig. 

Es zeigt sich vermehrt, dass rückzuführende Personen nach Jahren des Aufenthaltes in Deutschland als albanische Volkszugehörige nunmehr vorgeben, der Minderheit der “Roma” anzugehören, weil sie erkannt haben, dass diese Minderheit noch unter einen besonderen Schutz der UNMIK steht und nur unter bestimmten Voraussetzungen abgeschoben werden kann. Sicherlich gibt es Fälle, wo die Frage der Zugehörigkeit während des Aufenthaltes nicht abschließend geklärt worden ist bzw. geklärt werden konnte. Die Fälle, die hier angesprochen sind, zeichnen sich aber dadurch aus, dass die ausländischen Staatsangehörigen nach ihrer Einreise zunächst vorgetragen haben, albanische Volkszugehörige zu sein, sich dann als Angehörige der Minderheit der Ashkali ausgaben und jetzt ihre Roma-Zugehörigkeit vortragen. 

Feststellbar ist auch, dass unmittelbar vor der Rückführung erstmalig Erkrankungen vorgetragen werden, die bisher der Ausländerbehörde nicht bekannt waren und die beabsichtigte Maßnahme in Frage stellen oder bei psychischen Erkrankungen unmöglich machen.  

In einer Vielzahl von Fällen ist ein Zugriff durch die Ausländerbehörden am Tag der Abschiebung nicht möglich, weil die Abschiebungstermine bekannt sind und die Personen deshalb vorübergehend untertauchen oder sich Teile der Familie nicht in der Wohnung befinden. 

Auch gibt es immer wieder Fälle, wo Personen vor der Abschiebung in ein Drittland ausreisen, sich dort als Asylsuchende ausgeben und nach Abschluss der Überprüfung im Rahmen eines Übernahmeersuchens in die Bundesrepublik Deutschland überstellt werden.

Fazit

Meine Ausführungen geben letztlich nur über einen Teil der Schwierigkeiten Auskunft, die im Zusammenhang mit der Passersatzpapierbeschaffung und der Rückführung ausreisepflichtiger Ausländer stehen und mit denen die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der ZAB täglich konfrontiert werden. 

Dennoch darf mit Blick auf die Passersatzpapierbeschaffung nicht unerwähnt bleiben, dass die überwiegende Zahl der Staaten ihren Verpflichtungen im Rahmen der Rücknahme ihrer Staatsangehörigen nachkommt. 

Vielfach waren hierbei die von den ZAB in NRW geknüpften Kontakte mit den ausländischen Vertretungen ausschlaggebend. 

Hier liegt meiner Meinung nach auch der Schlüssel für die Zukunft, um aus verschiedenen Komponenten bzw. aus unterschiedlichsten Wege, die die ZAB gegangen sind und die sich als hilfreich herausgestellt haben, eine grundierte Basis für ein zukunftsweisendes Verfahren zu schaffen. 

Zum einen kann dies die Übertragung der Passersatzpapierbeschaffung und die Bündelung bestimmter Aufgaben bei der Rückführung auf die ZAB, wie es in NRW der Fall ist, sein. So   organisieren bereits heute die ZAB in ihren Dienstgebäuden für bestimmte Staaten Vorführungen zur Passersatzpapierbeschaffung oder haben legitimierte ausländische Delegationen zu Gast, die außerhalb der konsularischen Vertretung Passersatzpapieranträge entgegennehmen, prüfen und wenn möglich, anschließend Dokumente ausfertigen. In diesem Verbund sind auch eventuelle Reisen der ZAB in bestimmte Länder zusehen, um Rückführungsmöglichkeiten unmittelbar vor Ort zu besprechen.

Zum anderen erleichtern Rückübernahmeabkommen, wie wir sie kennen und heute anwenden, die täglichen Aufgaben. Eine andere Alternative, über die nachzudenken ist, stellt die Gewährung einer finanziellen Hilfe dar, wie es UNMIK bei Rückführungen in das Kosovo insbesondere dann sieht und fordert, wenn die Rückkehrer über keinerlei Unterkunft mehr verfügen.           
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